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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 
Anfrage Steiert Thierry 2018-CE-180 
Artikel 6 Abs. 3 der Kantonsverfassung – Vollzugsgesetzgebung 

I. Anfrage 

In Artikel 6 Abs. 3 der Kantonsverfassung steht: «Die Amtssprache der Gemeinden ist Französisch 

oder Deutsch. In Gemeinden mit einer bedeutenden angestammten sprachlichen Minderheit können 

Französisch und Deutsch Amtssprachen sein». Diese Verfassungsbestimmung wirft formelle (Nach 

welchem Verfahren kann eine Gemeinde offiziell als zweisprachig im Sinne von Art. 6 Abs. 3 KV 

erklärt werden? Welche Behörde ist auf Gemeindeebene zuständig? usw.) und materielle (Braucht 

es Kriterien für die Bestimmung der Amtssprache/n einer Gemeinde?) Fragen auf. Bis heute gibt es 

jedoch keine Vollzugsgesetzgebung, die diese Fragen beantworten würde. 

In seinem Bericht vom 11. Oktober 2011 über die Umsetzung der neuen Kantonsverfassung 

äusserte sich der Staatsrat zum Thema Sprachen wie folgt: «Der Staatsrat hat davon abgesehen, 

diesen Bereich gesetzlich zu regeln; er zieht es vor, mit bereits laufenden oder bevorstehenden 

konkreten Massnahmen tätig zu werden. Nach der Erheblicherklärung des Postulats 2034.08 

Moritz Boschung/André Ackermann über die Unterstützung der zweisprachigen Gemeinden wird er 

dem Grossen Rat zu dieser Frage einen Bericht unterbreiten müssen». In seinem Bericht Nr. 68 vom 

25. Juni 2013 zum Postulat Nr. 2034.08 hielt der Staatsrat fest, «dass die Sprachenfrage identitäts-

stiftend ist für Gemeinden, ob sie sich nun als deutsch-, französisch- oder zweisprachig definieren. 

In dieser Hinsicht ist er der Ansicht, dass der Verfassungsgrundsatz der Gemeindeautonomie in 

diesem Bereich streng eingehalten werden muss.» Der Staatsrat fand, dass es Sache jeder Gemeinde 

selbst sei, zu bestimmen, ob sie sich «zweisprachig» fühlt, und diese Identität unter Einhaltung 

eines anderen Verfassungsgrundsatzes, jenem der Territorialität der Sprachen, in die Tat umzuset-

zen. Mit einem Sprachengesetz könnte man gemäss dem Staatsrat Gefahr laufen, «dass sich die 

Beziehungen zwischen den Sprachgemeinschaften verkrampfen könnten, wodurch die lebendige 

und authentische Art der Zweisprachigkeit, wie sie im Kanton Freiburg praktiziert wird, bedroht 

wäre». 

In seiner Antwort vom 19. Juni 2017 auf eine Anfrage von Grossrat Philippe Savoy (2017-CE-66) 

stellte der Staatsrat fest, dass die verfassungsrechtlichen Bestimmungen zu den Sprachen im Kanton 

Freiburg derzeit in keiner allgemeinen Gesetzgebung konkretisiert sind. Angesichts der Tatsache, 

dass die Zweisprachigkeit für den Kanton ein bedeutender Vorteil ist, kündigt der Staatsrat 

anschliessend an, dass er «den gesetzgeberischen Handlungsbedarf in diesem Bereich abklären 

wird». Er präzisiert, dass insbesondere geprüft werden muss, ob eine allgemeine Sprachengesetzge-

bung erarbeitet werden sollte oder ob Gesetzesänderungen in Teilbereichen zweckmässiger wären. 

Gemäss dem Staatsrat «sollte die Erarbeitung einer entsprechenden Gesetzgebung nicht als Ursache 

für Spannungen angesehen werden, sondern vielmehr als Gelegenheit, die Rechte der Freiburgerin-
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nen und Freiburger zu schützen, unabhängig davon, welche Sprache sie sprechen. Zudem sollte 

damit die gute Verständigung zwischen den Sprachgemeinschaften gestärkt werden». 

Die Stadt Freiburg, die sich auf der Sprachgrenze befindet, ist natürlich von den Überlegungen zur 

Anerkennung des Deutschen als zweite Amtssprache der Gemeinde betroffen. Sie erfüllt 

offensichtlich die Voraussetzungen, um ein solches Vorgehen in Betracht ziehen zu können. Das 

Fehlen einer kantonalen Sprachengesetzgebung oder wenigstens einiger Bestimmungen, die den 

verfahrensrechtlichen Rahmen summarisch regeln, macht sich in den Diskussionen zu diesem 

Thema bemerkbar. Hinzu kommt der spezielle Kontext des Fusionsprojekts Grossfreiburgs, bei dem 

die Frage der Zweisprachigkeit bzw. der Amtssprache(n) ebenfalls auf der Tagesordnung stehen 

wird. 

Ich erlaube mir daher, dem Staatsrat die folgenden Fragen zu unterbreiten: 

1. Bestätigt der Staatsrat seine Absicht, Überlegungen zu einer allfälligen Vollzugsgesetzgebung 

zu den Sprachen in Angriff zu nehmen? 

2. Haben diese Arbeiten gegebenenfalls schon begonnen? 

3. Welcher Zeitplan ist vorgesehen für die Durchführung dieser Studien? 

27. August 2018 

II. Antwort des Staatsrats 

1. Rückblick 

In den vergangenen Jahren hatte der Staatsrat mehrfach Gelegenheit, auf die Bedeutung der 

Zweisprachigkeit für den Kanton Freiburg hinzuweisen. Er hielt unter anderem fest, dass die Lage 

des Kantons zwischen zwei Kulturen seine Identität von Anfang an prägte. Das heutige Kantonsge-

biet war geteilt zwischen dem Einfluss der Habsburger und jenem der Savoyarden. Was die Sprache 

betrifft, betont der Staatsrat, dass der Kanton Freiburg aus seiner Zweisprachigkeit schon immer 

eine Stärke und eine Chance machen konnte. Er erwähnt als Beispiel, dass die freiburgischen 

Kantonsbehörden im Jahr 1483 Deutsch zur ersten Amtssprache erklärt hatten, um die Aufnahme in 

die Eidgenossenschaft zu ermöglichen, die damals ausschliesslich deutschsprachig war, während 

nach dem Einmarsch der französischen Revolutionstruppen und der Errichtung der Helvetischen 

Republik (1798) Französisch erste Amtssprache war und von 1814 bis 1833 wieder Deutsch. Die 

Mediationsakte von 1803, von der der Kanton Freiburg seine heutigen Grenzen erhielt, war sehr auf 

das Gleichgewicht der Sprachen bedacht und hat das Verhältnis von zwei Dritteln Französischspra-

chigen zu einem Drittel Deutschsprachigen besiegelt. Der Staatsrat betont zudem, dass sich das 

Verhältnis 2/3 zu 1/3 in zwei Jahrhunderten kaum verändert hat (1900: 69,3 % - 30,7 %, 

1950: 66,6 % - 33,4 %, 2000: 68,4 % - 31,6 %, 2010: 69,9 % - 30,1 %, 2014: 70,3 % - 29,7 %).  

2. Der Begriff der Amtssprache 

Der Staatsrat möchte daran erinnern, was der Begriff «Amtssprache» im Allgemeinen bedeutet. Die 

Amtssprache bezeichnet die Sprache, in der sich eine Person an ihre Behörden richten kann und in 

der sie das Recht hat, eine Antwort zu erhalten. In diesem Zusammenhang bedeutet «zweisprachi-

ge» Institution (d. h. deren Amtssprachen sowohl Deutsch als auch Französisch sind), wie der 

Kanton Freiburg, somit nicht eine Verwaltung, bei der jeder einzelne Mitarbeiter zweisprachig 
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wäre. Organisatorische oder technische Massnahmen machen es möglich, die «Zweisprachigkeit» 

einer Institution zu gewährleisten, der deutsch- und französischsprachige Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter angehören. Da die Sprachenfrage eine sensible Angelegenheit ist, erachtet es der 

Staatsrat als nötig, dass die Debatten auf klar definierten Begriffen basieren, um Missverständnisse 

zu vermeiden. Das gute Einvernehmen zwischen den kantonalen Sprachgemeinschaften, für das 

sich der Staat einsetzen muss (Art. 6 Abs. 4 der Kantonsverfassung), macht diese Genauigkeit 

erforderlich. 

3. Geltende Gesetzgebung 

Heute ist die Zweisprachigkeit ein grosser Vorteil für den Kanton Freiburg sowie eine in der 

Verfassung verankerte Pflicht für seine Verwaltung. Der Staatsrat erinnert daran, dass sämtliche 

vom Kanton veröffentlichten Dokumente (Gesetzgebungstexte, aber auch Medienmitteilungen, 

Website usw.) systematisch in beiden Sprachen zur Verfügung stehen, und dass die Freiburgerinnen 

und Freiburger Antworten der Kantonverwaltung in der Amtssprache ihrer Wahl erhalten können. 

Diese Zweisprachigkeit der Kantonsverwaltung, die zusätzliche Ressourcen erfordert und einen 

erhöhten Organisationsaufwand mit sich bringt, muss erhalten und ausgebaut werden, stellt aber ein 

beispielhaftes Modell dar, das es hervorzuheben gilt. 

Auf konstitutioneller Ebene muss die Sprachenpolitik des Kantons Freiburg, wie in jedem anderen 

mehrsprachigen Kanton, ein Gleichgewicht zwischen zwei Prinzipien wahren, jenem der 

Sprachenfreiheit (die von Artikel 18 der Bundesverfassung und von Artikel. 17 Abs. 1 der 

Kantonsverfassung gewährleistet ist) und jenem der Territorialität (Art. 70 Abs. 2 der Bundesver-

fassung, Art. 6 Abs. 2 der Kantonsverfassung). Was das Territorialitätsprinzip betrifft, erfolgt seine 

Einhaltung in einem mehrsprachigen Kanton zwangsläufig auf lokaler Ebene, wie der Staatsrat in 

seiner Antwort vom 19. Juni 2017 auf die Anfrage 2017-CE-66 «Zweisprachigkeit und Territoriali-

tät» festhält. Wie der Verfasser der vorliegenden Anfrage jedoch eingangs erwähnt, sieht die 

Kantonsverfassung vom 16. Mai 2004 für Gemeinden mit einer bedeutenden angestammten 

sprachlichen Minderheit die Möglichkeit vor, Französisch und Deutsch als Amtssprachen zu haben 

(Art. 6 Abs. 3). Dieser Verfassungsartikel wurde auf Gesetzesebene nie umgesetzt. Die Frage der 

Amtssprache der Gemeinden war in den vergangenen Jahrzehnten jedoch Gegenstand zahlreicher 

Arbeiten, insbesondere als in den 1980er Jahren das Prinzip der Sprachengleichheit in der 

Kantonsverfassung verankert wurde (unter der Leitung von Professor Charles Guggenheim, der 

1988 einen vollständigen Entwurf eines Sprachengesetzes erarbeitete). In den 1990er Jahren 

arbeitete eine Kommission, der der damalige Staatsrat und Direktor des Innern und der Landwirt-

schaft Urs Schwaller vorstand, einen äusserst detaillierten Bericht zu den Amtssprachen der 

Gemeinden aus. Die 2000er Jahre waren ihrerseits geprägt von den Überlegungen des Verfassungs-

rats sowie von Projekten, um Artikel 6 der Kantonsverfassung auf Gesetzesebene umzusetzen. Ein 

vom ehemaligen Generalsekretär des Verfassungsrats, Antoine Geinoz, ausgearbeiteter Bericht 

stellte drei Umsetzungsvarianten vor, von einer «Minimalvariante», die sich darauf beschränkte, die 

Kriterien für die Bestimmung der Sprache der Gemeinde und die dafür zuständige Behörde, zum 

Beispiel im Gesetz über die Gemeinden festzulegen, über eine «Mediumvariante» bis zu einer 

«Optimalvariante», die die Ausarbeitung eines allgemeinen Sprachengesetzes empfahl. Der 

Staatsrat verzichtete schliesslich darauf, in diesem Bereich gesetzliche Erlasse auszuarbeiten, und 

gab konkreten Massnahmen den Vorzug. 

Die Spezialgesetzgebung enthält jedoch Bestimmungen zu den Amtssprachen, insbesondere das 

Justizgesetz vom 31. Mai 2010 (JG; SGF 130.1). Artikel 115 JG legt namentlich die Verfahrens-



Staatsrat SR 

Seite 4 von 6 

 

sprache fest: Französisch für die Bezirke Saane, Greyerz, Glane, Broye und Vivisbach, Deutsch für 

den Sensebezirk und Deutsch oder Französisch für den Seebezirk, je nach Sprache der beschuldig-

ten Person (Strafverfahren) oder der beklagten Partei (Zivilverfahren). Die Artikel 116, 117 und 

118 JG sehen für die Bezirke Saane, See oder Greyerz (z. B. für Einwohner der Gemeinde Jaun) 

jedoch Ausnahmen vor, je nach Art des Verfahrens (Zivil oder Strafverfahren) oder Zuständigkeit 

der betroffenen Behörde. 

Bis heute gibt es jedoch keine gesetzliche Bestimmung, die festlegt, nach welchem Verfahren eine 

Gemeinde vorgehen muss, die sich als offiziell zweisprachig (oder offiziell deutsch- oder 

französischsprachig) erklären möchte. Folglich wären somit die allgemeinen Bestimmungen der 

Gesetzgebung über die Gemeinden anwendbar, also eine Übertragung der Befugnis an den 

Gemeinderat («[der Gemeinderat] übt alle Befugnisse aus, die nicht durch Gesetz einem andern 

Organ übertragen sind», Art. 60 Abs. 2 des Gesetzes vom 25. September 1980 über die Gemeinden; 

GG; SGF 140.1). Da es sich bei der Amtssprache oder den Amtssprachen jedoch um eine sehr 

sensible Frage handelt und in Anbetracht der unter Umständen erheblichen Auswirkungen eines 

solchen Entscheids auf die Bevölkerung einer Gemeinde, erachtet der Staatsrat dieses Verfahren als 

Standardlösung als nicht befriedigend. 

4. Die Gemeindeautonomie 

Der Staatsrat erinnert daran, dass die Sprachenfrage identitätsstiftend ist für Gemeinden und dass 

der Verfassungsgrundsatz der Gemeindeautonomie (Art. 129 Abs. 2 KV) in diesem Bereich 

eingehalten werden muss. Die kantonale Gesetzgebung kann somit nur einen allgemeinen und einen 

verfahrensrechtlichen Rahmen sowie Mindestanforderungen vorschlagen. Sie muss es den 

Gemeinden überlassen, ihre Amtssprache(n) festzulegen wie auch die Massnahmen, die ergriffen 

werden müssen, um ihre Entscheidungen in diesem Bereich konkret umzusetzen und gleichzeitig 

die Rechte und Sensibilitäten ihrer Bevölkerung zu bewahren. In einer Gesetzgebung könnte zum 

Beispiel aufgeführt werden, welche Dokumente zwingend übersetzt werden müssen (allgemeinver-

bindliche Reglemente …) oder die Mindestanforderungen für eine zweisprachige Gemeinde 

(Möglichkeit, sich an den Sitzungen ihrer Organe in den beiden Amtssprachen zu äussern …). In 

der Kantonsgesetzgebung müsste gegebenenfalls ein Gleichgewicht gefunden werden zwischen 

dem Grundsatz der Gemeindeautonomie und jenem der Territorialität der Sprachen, die beide von 

der Kantonsverfassung gewährleistet werden. 

5. Der besondere Fall des Gemeindezusammenschlusses 

Im speziellen Kontext einer Gemeindefusion, auf den der Verfasser der Anfrage Bezug nimmt, hat 

sich die Gemeinde Courtepin eine pragmatische Lösung ausgedacht. Anlässlich ihres Zusammen-

schlusses mit der Gemeinde Courtaman im Jahr 2003 hat die Gemeinde in ihre Fusionsvereinbarung 

einen Artikel zu den Sprachen aufgenommen, der wie folgt lautet:  

«Die neue Gemeinde befindet sich auf der deutsch-französischen Sprachgrenze. Jede Person 

muss die Möglichkeit haben, sich bei der Verwaltung in einer der beiden Sprachen ausdrü-

cken zu können und Informationen zu erhalten. Die Publikation von Informationen und von 

Gemeindereglementen wird in beiden Sprachen erfolgen. Während Sitzungen und Gemein-

deversammlungen wird eine Übersetzung in die andere Sprache angeboten. Die Politik der 

Gemeinde ist es, die Zweisprachigkeit zu fördern».  
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Bei der nächsten Fusion mit den Gemeinden Barberêche, Courtepin, Villarepos und Wallenried 

wurde eine Bestimmung zur Zweisprachigkeit beibehalten (Art. 4 der Vereinbarung vom 30. Juni 

2015), wobei bis auf ein paar formale Details der Wortlaut der Bestimmung von 2003 übernommen 

wurde. Der Staatsrat weist darauf hin, dass diese Bestimmungen nicht nur eine Bekanntgabe der 

neuen Gemeinde zugunsten der Zweisprachigkeit darstellen, sie legen auch im Detail dar, welches 

Ausmass diese Zweisprachigkeit hat.  

Diese Vorgehensweise hat den Vorteil, dass geklärt wird, welches Verfahren anwendbar ist, und die 

höchst sensible Sprachenfrage bei der Abstimmung über die Fusionsvereinbarung der Bevölkerung 

unterbreitet wird. Es sollte ausserdem geprüft werden, ob eine solche Eintragung in der Fusionsver-

einbarung Art. 142b GG untersteht. Dieser sieht vor, dass für die Aufhebung einer Bestimmung der 

Fusionsvereinbarung (die eine Verpflichtung betrifft, die sich nicht aus der Gesetzgebung ergibt) 

eine Dreiviertelmehrheit der gültigen Stimmen der Gemeindeversammlung oder des Generalrats 

notwendig ist. In diesem Falle würde die Anwendung dieses Artikels das Risiko einer plötzlichen 

Änderung der Amtssprache aufgrund des demografischen Wandels oder verändertem Stimmverhal-

ten verkleinern. 

Das Modell der Gemeinde Courtepin könnte der konstituierenden Versammlung Grossfreiburgs 

zum Beispiel für die Ausarbeitung des Fusionsvereinbarungsentwurfs somit als Inspiration dienen. 

Die Ausarbeitung der Fusionsvereinbarung ist Sache der Gemeinden und im Falle Grossfreiburgs 

der konstituierenden Versammlung, die vom Gesetz über die Förderung der Gemeindezusammen-

schlüsse vorgesehen ist. Wie in seiner Antwort vom 3. September 2013 auf die Anfrage «Die 

nächsten Initiativen des Staatsrats im Bereich Zweisprachigkeit» erinnert der Staatsrat daran, dass 

es wichtig ist, «über ein dynamisches Kantonszentrum rund um Freiburg zu verfügen, in dem sich 

die Bewohnerinnen und Bewohner in beiden Amtssprachen verständigen und der interkulturelle 

Kontakt und Austausch eine Bereicherung ist». Er hielt bei dieser Gelegenheit auch fest, dass «die 

Zweisprachigkeit […] ein wichtiges Element des Kantonszentrums [ist], das ihm eine eigene 

Identität verleiht und wichtige Möglichkeiten eröffnet, namentlich ökonomische (zweisprachige 

Arbeitskräfte, einfachere Kontakte mit den beiden wichtigsten Sprachregionen des Landes …)». In 

der freiburgischen Kantonsverfassung steht ausserdem, dass «die Hauptstadt […] Freiburg, auf 

Französisch Fribourg [ist]» (Art. 2 Abs. 2). Der Staatsrat weist darauf hin, dass diese Formulierung 

im Rahmen der Debatten des Verfassungsrats über die Sprachen gewählt wurde.  

1. Bestätigt der Staatsrat seine Absicht, Überlegungen zu einer allfälligen Vollzugsgesetzgebung 

zu den Sprachen in Angriff zu nehmen? 

Der Staatsrat bestätigt, dass er sich mit einer allfälligen Vollzugsgesetzgebung über die Sprachen 

im Einklang mit der Gemeindeautonomie eingehend auseinanderzusetzen gedenkt. Der Staatsrat 

möchte jedoch, dass diese Arbeiten in den breiteren Rahmen der Zweisprachigkeit, namentlich 

innerhalb der Kantonsverwaltung, eingebettet sind. Die Umsetzung des Postulats 2017-GC-178 

«Förderung des «Labels für die Zweisprachigkeit» in der Kantonsverwaltung» wird Gelegenheit 

bieten, Ansätze zur Förderung der Zweisprachigkeit in der Kantonsverwaltung zu prüfen und den 

Verfassungsauftrag im Bereich Sprachen zu gewährleisten. Die Ergebnisse dieser Überlegungen 

dürften zudem für die Gemeinden inspirierend sein, die mit der Frage ihrer Amtssprache(n) 

konfrontiert sind. Was das Projekt der Fusion Grossfreiburgs angeht, das der Staatsrat zu einem der 

Hauptprojekte seines Regierungsprogramms 2017-2021 erkoren hat, so verpflichtet sich die 

Regierung im Übrigen, alle Anfragen, die zum Beispiel von der konstituierenden Versammlung 
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gemacht werden, zu prüfen, die dazu dienen, Hindernisse für die Fusion aus dem Weg zu räumen, 

einschliesslich im Bereich der Amtssprache der Gemeinden. 

2. Haben diese Arbeiten gegebenenfalls schon begonnen? 

Wie erwähnt geht der Staatsrat davon aus, dass die Arbeiten zur Umsetzung des Postulats 2017-GC-

178 eine erste Etappe hin zu einem Gesamtüberblick über die Sprachpolitik auf kantonaler Ebene 

darstellen. 

3. Welcher Zeitplan ist vorgesehen für die Durchführung dieser Studien? 

Nach Art. 75 Abs. 1 des Grossratsgesetzes vom 6. September 2006 (GRG; SGF 121.1) verfügt 

der Staatsrat über eine Frist von einem Jahr, um dem Grossen Rat einen Bericht zum Postulat  

2017-GC-178 zu überweisen. Je nach den Ergebnissen der ersten Umsetzungsarbeiten wird der 

Staatsrat die Möglichkeit prüfen, bereits im Rahmen dieses Berichts die Hauptoptionen im Bereich 

der Sprachenpolitik zu formulieren, oder ob es sinnvoller wäre, in Anwendung von Art. 194 Abs. 1 

GRG einen zweiten Bericht mit Vorschlägen zuhanden des Grossen Rats auszuarbeiten. 

Was die spezifische Frage der Fusion Grossfreiburgs betrifft, so erinnert der Staatsrat zudem daran, 

dass es ausreichend scheint, eine entsprechende Bestimmung in die Fusionsvereinbarung 

aufzunehmen. Es bedarf hierfür keiner Änderung der Gesetzgebung. 

13. November 2018 
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